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Traktanden

1. 	Wahl der Stimmenzähler

2.	Genehmigung des Protokolls der  

Gemeindeversammlung vom  

19. August 2010

3.	Beschlussfassung über die Teilrevision 

der Ortsplanung 

–	Teilrevision Baugesetz (Anpassung an 

den regionalen Richtplan Zweitwoh-

nungsbau, Hotel- und Wohnzone  

Bernina, diverse weitere Änderungen)

–	Teilrevision Zonenplan Cristansains 

1:1000

–	Teilrevision Zonenplan Hotel Bernina 

1:1000

–	Teilrevision Genereller Gestaltungsplan 

Hotel Bernina 1:1000

4.	Varia

Traktandum 3 

Beschlussfassung über die Teilrevision  

der Ortsplanung

In Kürze

Das Baugesetz soll an den regionalen 

Richtplan Zweitwohnungen angepasst 

werden. Im Gebiet Cristansains (jetziger 

Parkplatz) soll die Ausnützungsziffer  

von 0.6 auf 0.8 erhöht werden. In dieser 

Zone sollen nur Hauptwohnungen möglich 

sein. Der Bestand des bestehenden Hotels 

Bernina als Hotel in traditionellem Sinne 

soll gesichert werden, südlich des Hotels 

sollen Bauten nur entlang der Via Retica 

möglich sein.

Im Einzelnen

A) Zum Verfahren

Anlässlich der Gemeindeversammlung vom 

25. Februar 2010 wurden die Teilrevision 

des Zonenplanes Plaun God 1:10 000 sowie 

die Teilrevision des Zonenplans Cristan-

sains 1:2 000 bezüglich der Parzellen 1332 

und 1937 beschlossen. In der Zwischenzeit 

wurden diese Anpassungen der Grund

ordnung auch von der Regierung des  

Kantons Graubünden genehmigt. Die wei-

teren Anpassungen der Grundordnung, 

welche für die Gemeindeversammlung 

vom 25. Februar 2010 traktandiert waren, 

wurden vom Gemeindevorstand kurzfristig  

zur Überarbeitung zurückgenommen. 

Am 5. März 2010 setzte der Gemeindevor-

stand eine Arbeitsgruppe bestehend aus 

der Baukommission und vier Mitgliedern 

des Gemeindevorstandes sowie einem 

Vertreter des Vorstandes der Bürger

gemeinde mit dem Auftrag ein, die Revi-

sion der Grundordnung zu überarbeiten. 

Dabei soll den nachfolgend aufgeführten 

Kritikpunkten besondere Beachtung  

geschenkt werden: 

-	� Erhöhung des Hauptwohnungsanteils im 

Vergleich mit der Vorlage zuhanden der 

Gemeindeversammlung vom 25. Februar 

2010; 

-	� Trennung der Frage der grundsätzlichen 

Anwendung der Ausnahmebestim-

mung des regionalen Richtplanes zur 

Beschränkung des Zweitwohnungsbaus 

gemäss Art. 7 Abs. 2 von Anwendungs-

fällen, wie beispielsweise Areal  

Quadratscha oder Hotel Bernina;

-	� Prüfung der Umsetzung des Begriffes 

«projektbezogene Nutzungsplanung»;

-	� Prüfung der Frage, wie dem Druck  

auf die altrechtlichen Hauptwohnungen 

begegnet werden kann;

-	� Erarbeiten eines generellen  

Entwicklungs- und Siedlungskonzeptes 

(Masterplan).

Diese Arbeitsgruppe überarbeitete die  

Planungsgrundlagen unter Miteinbezug 

von Fachleuten. 

Am 7. Juni 2010 wurde der Entwurf mit 

Vertretern der politischen Parteien,  

der Glista libra, des HGV, des Amtes für 

Raumentwicklung Graubünden, des  

Kreisamtes Oberengadin, des Amtes für 

Wirtschaft und Tourismus Graubünden,  

der Tourismusorganisation Engadin  

St. Moritz sowie mit Hoteliers und weite-

ren Interessierten eingehend diskutiert. 

Aufgrund der Ergebnisse dieser Diskussion 

erfolgte eine weitere Überarbeitung. Die 

Mitwirkungsauflage fand vom 8. Juli 2010 

bis zum 8. August 2010 statt. Nach An

hörung der Arbeitsgruppe nahm der Ge-

meindevorstand am 14. September 2010 

zu den eingegangenen Wünschen und 

Anträgen Stellung. Am 28. September 2010 

verabschiedete der Gemeindevorstand die 

Vorlage zuhanden der Gemeindeversamm-

lung vom 28. Oktober 2010.

Gemeindeversammlung vom Donnerstag, 28. Oktober 2010, 
um 20.00 Uhr im Gemeindesaal

Botschaft

botschaft
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B) Zielsetzungen der Teilrevision

Mit der Teilrevision sollen folgende Ziele 

erreicht werden:

-	� Überführung des regionalen Richtplanes 

zur Beschränkung des Zweitwohnungs-

baus in die kommunale Gesetzgebung;

-	� Nachhaltige (gesellschaftlich, ökologisch 

und ökonomisch sinnvolle und verträg-

liche) Entwicklung des Dorfes;

-	� Sicherung des Wohnraumes für Einhei-

mische;

-	� Einfache, leicht verständliche Gesetzge-

bung und Planung.

C) Die wichtigsten Abweichungen gegen-

über der Vorlage vom 25. Februar 2010

Im Vergleich mit der Vorlage, welche in 

der Botschaft zuhanden der Gemeindever-

sammlung vom 25. Februar 2010 enthalten 

ist, wurden die folgenden wesentlichen 

Änderungen vorgenommen:

-	� Der minimale Hauptwohnungsanteil 

wurde erhöht;

-	� Es gibt keinen Anwendungsfall für die 

projektbezogene Nutzungsplanung, mit 

welchem über die ordentlichen Kontin-

gente hinausgehende Zweitwohnungs-

kontingente beansprucht werden sollen;

-	� Auf die Schaffung der Hotel- und Wohn-

zone Quadratscha wird verzichtet, diese 

Zone wird unverändert belassen;

D) Ergebnisse der Mitwirkungsauflage

Im Rahmen der Mitwirkungsauflagen  

gingen die folgenden Begehren ein:

Im Zusammenhang mit dem Hotel Bernina:

-	� Die Parkanlage, d.h. der südöstliche  

Bereich, soll als Freihaltezone aus

geschieden werden.

	� Diesem Ansinnen soll nach Auffassung 

des Gemeindevorstandes in dem Sinne 

Rechnung getragen werden, dass Auto-

abstellplätze im Park ausdrücklich ver-

boten werden. Im Weiteren vertritt der 

Gemeindevorstand die Auffassung, dass 

mit der Schaffung von Baufenstern und 

mit den vorgesehenen Einschränkungen 

betreffend der Nutzung des Areals aus

serhalb der Baufenster dem Anliegen 

des Schutzes des Parkes genügend Rech-

nung getragen wird.

	� Den formellen Anliegen im Zusammen-

hang mit der Planung des Bereiches  

Hotel Bernina konnte entsprochen  

werden.

-	� Es wurde verlangt, den Begriff  

Kleinbauten gemäss Art. 56 a BauG  

zu präzisieren.

	� Diesem Antrag konnte der Gemeinde-

vorstand nicht entsprechen, denn das 

angestrebte Ziel, eine gute Einordnung 

in das Gesamtkonzept und die sensib-

le Umgebung zu erreichen, lässt sich 

quantitativ nicht fassen.

-	� Gegenüber den geschützten Gehölzen 

soll ein minimaler Abstand von 5 m fi-

xiert werden.

	� Dies ist nach Auffassung des Gemeinde-

vorstandes ebenfalls nicht angezeigt, da  

es sinnvoll ist, im Einzelfall den Abstand 

und allfällige Schutzmassnahmen zu  

definieren. 

-	� Es wurde das Begehren geäussert,  

die vorgesehenen maximalen Gebäude-

höhen zu profilieren.

	� Diesem Anliegen hat der Gemeindevor-

stand Rechnung getragen, die entspre-

chenden höchst möglichen Punkte wur-

den profiliert.

Generelle Begehren mit Bezug auf die  

Revision des Baugesetzes:

-	� Streichung von Art. 26 Abs. 3.

	� Gemäss dieser Bestimmung kann bei 

Bauten im öffentlichen Interesse die 

Baubehörde eine Unterschreitung des 

minimalen Wohnanteils bewilligen. Dies 

ist gerechtfertigt, macht es doch bei-

spielsweise keinen Sinn, beim Umbau 

eines Museums, einer Chesa Planta oder 

anderer vergleichbarer Gebäude jeweils 

einen minimalen Wohnanteil von 50% 

vorzusehen. 

-	� Streichung der Ausnahmen gemäss  

Art. 28.

	� Ein Verzicht auf diese Ausnahmen 

erscheint dem Gemeindevorstand nicht 

sinnvoll. Die «Familienklausel» in Abs. 4 

ist aufgrund der sehr hohen Hauptwoh-

nungsanteile angemessen und betrifft  

ja nur Familien, welche tatsächlich sehr 

eng mit der Gemeinde verbunden sind 

(20jährige Eigentumsdauer als Voraus-

setzung). Mit Abs. 5 kann zum Schutz 

der historischen Bausubstanz aus-

nahmsweise und unter sehr strengen 

Voraussetzungen auf die Hauptwoh-

nungsverpflichtung verzichtet werden.

-	� Art. 42, in welchem die Gemeindever-

sammlung ermächtigt wird, im Rahmen 

von projektbezogenen Nutzungspla-

nungen im öffentlichen und volkswirt-

schaftlichen Interesse Bauobjekte ganz 

von der Kontingentierung zu befreien, 

soll gestrichen werden.

	� Nach Ansicht des Gemeindevorstandes 

soll diese Möglichkeit nicht abstrakt 

ausgeschlossen werden, sondern es soll  

die Grundlage geschaffen werden, damit  

die Gemeindeversammlung, falls tat-

sächlich einmal ein Bedarf bestehen 

sollte, über entsprechende Ausnahmen 

im Einzelfall und in Kenntnis sämtlicher 

Details entscheiden kann.

-	� Generell ist der Hauptwohnungsanteil  

in allen Zonen auf 50% festzulegen.

	� Auch diesem Antrag kann der Gemein-

devorstand nicht entsprechen. Er erach-

tet es als richtig, dass in verschiedenen 

Zonen mit geringerer Ausnützung der 

Hauptwohnungsanteil etwas tiefer an-

gesetzt wird.  

In jenen Zonen, in welchen ein Haupt-

wohnungsanteil von 100% vorgesehen 

ist, erachtet der Gemeindevorstand eine  

Senkung auf 50% nicht sachgerecht. 

-	� Es wurde beantragt, Art. 105 b Abs. 3 

und Abs. 4 (Verwendung der Mittel aus 

bisherigen Ersatzabgaben) zu streichen, 

damit die geäuffneten Mittel weiterhin 

zur Förderung des Erstwohnungsbaus 

verwendet werden. 

	� Die für die Förderung des Hauptwoh-

nungsbaus geäuffneten Mittel sollen 

bestimmungsgemäss genutzt werden. 

Allerdings erachtet es der Gemeinde-

vorstand als zweckmässig, diese Gelder 

sukzessive, d.h. bis spätestens 2020 be-

stimmungsgemäss zu nutzen. 
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Aufgrund der Mitwirkungsauflage hat das 

Baugesetz in Art. 27 Abs. 2 eine Änderung 

erfahren, wonach der Prozentsatz von 10 

auf 20 erhöht wurde. Die Abklärungen des 

Gemeindevorstandes haben ergeben, dass 

bei 10% auch unbedeutende Investitionen 

in ein Gebäude bereits die Verpflichtung 

zur Schaffung von Hauptwohnungen aus-

lösen würde. 

In Art. 36 Abs. 4 wurde die Einschränkung, 

wonach eine Zuweisung der Kontingente 

nur im Rahmen des übergeordneten Rech-

tes zulässig ist, aufgenommen.

In Art. 56 a wurde konsequent der Begriff 

«Baufenster» verwendet und die ober

irdischen Parkplätze wurden ausdrücklich 

verboten.

E) Siedlungs- und Entwicklungskonzept 

(Masterplan)

Diese Auslegeordnung, welche sich im 

Wesentlichen mit den Bereichen Wohnen, 

Handel- und Gewerbe, Hotel, Verkehr, 

Spiel, Sport- und Freizeit, Bildung, Schule 

und Erziehung sowie Gesundheit befasst, 

zeigt die raumplanerischen Auswirkungen 

auf und macht Angaben über raumplane-

rische Massnahmen. Diese werden der Ge-

meindeversammlung präsentiert.

3.1 Teilrevision Baugesetz (vgl. Seite 5) 

(Anpassung an den regionalen Richtplan 

Zweitwohnungsbau, Hotel- und Wohnzone 

Bernina, diverse weitere Anpassungen)

Art. 10 Abs. 2

Ersatzabgabe

Die Ersatzabgabe wird von derzeit  

CHF 8 000 auf CHF 5 000 reduziert. Damit 

wird der bundesgerichtlichen Rechtspre-

chung Rechnung getragen.

2.7. Wohnanteile / Förderung des Erst-  

und Einschränkung des Zweitwohnungs-

baus

Im Rahmen der Anpassung an den re-

gionalen Richtplan Zweitwohnungsbau 

werden die bestehenden Regelungen be-

treffend «Wohnanteile», «Hauptwohnan-

teile» und «Kontingentierung» insgesamt 

überarbeitet.

Art. 27

Hauptwohnungsanteile, Grundsatz und 

Berechnung

Die im Zonenschema festgelegten Anteile  

«Hauptwohnungen» sind im Falle von 

Neubauten, der Umnutzung von Produk

tions- und Dienstleistungsflächen in 

Wohnflächen, bei der Erweiterung von 

Zweitwohnungen und bei wesentlichen 

Umbauten einzuhalten. Eine Erweiterung 

bzw. ein Umbau ist dann wesentlich, 

wenn die wertvermehrenden Investitionen 

abzüglich der energetischen Optimierun-

gen 20% des vor dem Umbau bestehenden 

Neuwertes überschreiten. Diese Regelung 

gilt bereits nach dem geltenden Bauge-

setz (Art. 26 ff. BauG), einzig der Begriff 

«wesentlich» wird neu definiert. Mit der 

vorgeschlagenen Lösung soll Art. 9 des 

regionalen Richtplanes Zweitwohnungs-

bau der lautet «Die Gemeinden treffen in 

der Grundordnung oder auf andere Weise 

Vorkehren, welche die Erst- bzw. Haupt-

wohnungsnutzung fördern.» umgesetzt 

werden. Damit soll der Druck auf die alt-

rechtlichen Wohnungen reduziert werden, 

da damit sichergestellt wird, dass auch 

nach einem Um- bzw. Ausbau der Haupt-

wohnungsanteil gemäss Zonenschema 

einzuhalten ist. In diesem Zusammenhang 

wird im Richtplantext des Kreises Oberen-

gadin u.a. ausgeführt:

«Wie vorne bereits dargelegt, kann die 

Kontingentierung der Zweitwohnungen 

einen enormen Druck auf die bestehende, 

von der Erst- bzw. Hauptwohnungsver-

pflichtung unbelastete Bausubstanz in den 

Siedlungskernen der Gemeinde führen, 

welche vielfach der ortsansässigen Bevöl-

kerung dient. Ist dies der Fall, dann wird 

die betreffende Gemeinde nicht umhin 

kommen, Gegensteuer zu geben, etwa  

indem eine wirksame Erst- bzw. Haupt-

wohnungsanteilsregelung (z. Bsp. ein Drit-

tel bis ein Zweitel) eingeführt wird, und 

zwar ohne Ersatzabgabemöglichkeit oder – 

soweit es die Verhältnisse erlauben – eine 

Zone für den Einheimischen Wohnbau.»

Art. 31 ff.

In diesen Bestimmungen wird die Kontin-

gentierung des Zweitwohnungsbaus ge-

mäss regionalem Richtplan auf kommuna-

ler Ebene geregelt. 

Art. 33

Dieser regelt im Einzelnen die Zuweisung 

des verfügbaren Jahreskontingentes  

von 1 600 m² BGF an die einzelnen Bau-

herrschaften.

Art. 42

Ausnahme für die projektbezogene Nut-

zungsplanung

Vorgeschlagen wird, die Ausnahmebe-

stimmung von Art. 7 Abs. 2 des regionalen 

Richtplanes Zweitwohnungen in das  

Gemeindebaugesetz aufzunehmen. Damit 

soll der Gemeindeversammlung die Mög-

lichkeit gegeben werden, im Rahmen  

von projektbezogenen Nutzungsplanungen  

im überwiegend öffentlichen und volks-

wirtschaftlichen Interesse liegende  

Bauvorhaben teilweise oder ganz von der 

Kontingentierung zu befreien.

Art. 44 Abs. 4

Im Rahmen der Quartierplanung soll die 

Gebäude- und Firsthöhe bei gegliederten 

Bauten für jeden Baukörper separat er

mittelt werden können. 

Art. 45

Indem der gesetzlich vorgeschriebene 

Hauptwohnungsanteil nicht mehr abge-

golten werden kann, wird dieser faktisch 

erhöht. Auch dies ist eine Massnahme,  

um dem Druck auf die altrechtlichen Woh-

nungen zu begegnen.

In der Wohnzone W4C Cristansains ist eine 

100%ige Hauptwohnungsnutzung vor

gesehen, gleichzeitig soll hier die Ausnüt-

zungsziffer auf 0.8 erhöht werden, um  

so diese Zone besser nutzen zu können, 

und damit die Bedingungen für die  

Realisierung von günstigem Wohnraum  

für Einheimische zu verbessern. 

Schliesslich wird das Zonenschema an  

die weiteren gesetzlichen Anpassungen 

angeglichen.
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Art. 56 a

Hotel- und Wohnzone Bernina

In dieser Bestimmung wird die Gliede-

rung dieser Zone in einen Bereich mit dem 

bestehenden historischen Hotel sowie in 

einen Wohn- und Hotelbereich festgelegt 

und definiert.

Art. 92

Finanzierung der öffentlichen Erschlies

sungsanlagen

Diese Bestimmung wird neu formuliert in 

Abstimmung auf die entsprechende  

Regelung in Art. 58 ff. des kantonalen 

Raumplanungsgesetzes (Art. 62 Abs. 2 KRG). 

Art. 105 a

Übergangsrecht zur Hotel- und Wohnzone 

Bernina

In dieser Bestimmung wird festgelegt,  

dass der Bezug von Zweitwohnungen (im 

Rahmen der ordentlichen Kontingentie-

rung) nur dann möglich ist, wenn das 

ganze historische Hotel Bernina zeitgemäss 

saniert wird. Zudem ist vorgesehen, dass 

die bereits rechtskräftig bewilligte Zweit-

wohnungsfläche von 1 175 m² BGF vollum-

fänglich in den Wohn- und Hotelbereich, 

d.h. in den jetzigen Garten, verschoben 

wird.

Art. 105 b

Übergangsrecht zur Revision 2010

Diese Bestimmung regelt die Anpassung 

der weiteren Gesetze.

3.2 Teilrevision Zonenplan 1:1 000  

Cristansains (vgl. Seite 27)

Diese Zone soll neu ausschliesslich als Zone 

für Hauptwohnungen genutzt werden  

können. Im Sinne des nachhaltigen Um-

gangs mit der Ressource Land, dem Inter-

esse möglichst zahlreicher kostengünstiger 

Wohnungen für die Einheimischen und 

unter Berücksichtigung der ausgewiesenen 

Ortsverträglichkeit wird die Ausnützungs-

ziffer von 0.6 auf 0.8 bei drei Vollgeschos-

sen und einem Dachgeschoss erhöht. 

3.3 Teilrevision Zonenplan 1:1 000 Hotel 

Bernina (vgl. Seite 28)

Die Hotel- und Wohnzone Bernina wird 

unterteilt in einen Hotelbereich für das 

traditionelle Hotel sowie einen Wohn- 

und Hotelbereich, welcher für ergänzende 

gastgewerbliche Bauten und Anlagen so-

wie generell für Wohnungen bestimmt ist. 

3.4 Teilrevision Genereller Gestaltungsplan 

1:1 000 Hotel Bernina (vgl. Seite 29)

Der bestehende historische Hotelbau auf 

der Nordseite entlang der Via Retica muss 

dauerhaft als Hotel genutzt werden. Für 

die im Wohn- und Hotelbereich geplan-

te Wohnüberbauung wird ein Baufenster 

ausgeschieden, in welchem die bauliche 

Nutzung in einem Streifen entlang der  

Via Retica konzentriert wird. Oberirdische  

Hotel- und Wohnbauten sind nur inner

halb dieses Baufensters zulässig. Die 

einzelnen Gebäudehöhen innerhalb des 

Baufensters werden mittels Höhenbe

grenzungslinien und maximalen Höhen-

fixpunkten (sind derzeit profiliert) fest

gelegt. 

Antrag
Der Gemeindevorstand beantragt Ihnen:

-	� Zustimmung zu den Änderungen  

im Baugesetz (Anpassung an den regio

nalen Richtplan Zweitwohnungsbau, 

Hotel- und Wohnzone Bernina, diverse 

weitere Anpassungen)

-	� Zustimmung zur Teilrevision Zonenplan 

1:1 000 Cristansains

-	� Zustimmung zur Teilrevision Zonenplan 

1:1 000 Hotel Bernina

-	� Zustimmung zur Teilrevision Genereller 

Gestaltungsplan 1:1 000 Hotel Bernina

Namens des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinde-	 Der Gemeinde- 

präsident:	 schreiber:

Thomas Nievergelt	 Claudio Prevost
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Rote Schrift  = Änderungen  
  Kapitel 2.7 musste aufgrund des Richtplans in wesentlichen Teilen ma-

teriell geändert werden, was auch zu einer formellen Überarbeitung des 
gesamten Kapitels (Systematik) geführt hat. 

 
Blaue Schrift Änderungen zur Mitwirkungsauflage  
  Art. 27. Abs. 2, 36 Abs. 4, 56a Abs. 4 und 5 
 
 

Ersatzabgabe Art.  10 

1 Ist die Anlage von Abstellplätzen auf eigenem oder durch vertragliche Abmachung 
gesichertem fremdem Boden nicht oder nur mit unverhältnismässig grossem Auf-
wand möglich und ist der Grundeigentümer auch nicht an einer Gemeinschaftsanla-
ge beteiligt, hat er eine einmalige Ersatzabgabe zu bezahlen. 

2 Die Ersatzabgabe beträgt für jeden fehlenden Abstellplatz Fr. 5'000.--. Dieser Betrag 
wird an den Zürcher Baukostenindex (122.2 Punkte, Stand 1.4.2009, Basis 1.4.98) 
gekoppelt und bei jeder Veränderung um mindestens 5 Punkte (im Verhältnis zu 
122.2 Punkten) an den aktuellen Indexstand angepasst. Der bezahlte Betrag ist bei 
einem späteren Einkauf in eine öffentliche oder private Anlage (indexiert, aber un-
verzinst) anrechenbar, sofern dieser Einkauf innerhalb von 10 Jahren seit Erteilung 
der Baubewilligung erfolgt.  

3 Die Ersatzabgabe wird dem Abgabepflichtigen von der Baubehörde mit der Baube-
willigung in Rechnung gestellt und ist innert 30 Tagen nach Bauabnahme zu bezah-
len. Der Ertrag der Abgaben ist für die Erstellung öffentlicher Parkplätze zu verwen-
den. 

… 

2.7. Wohnantei le /  Förderung des Erst- und Einschränkung des Zweitwoh-
nungsbaus  

2.7.1.Al lgemeines  

Begrif fe Art.  25a 

1 Ortsansässig sind Personen, welche in der Gemeinde sowohl steuerrechtlichen wie 
zivilrechtlichen Wohnsitz im Sinne von Art. 23 ZGB haben.  

2 Als altrechtliche Wohnungen gelten all jene Wohnflächen, welche vor dem 22. Okto-
ber 1996 bewilligt worden sind.  

3 Als Hauptwohnungen gelten Wohnflächen (Einfamilienhäuser sowie einzelne Woh-
nungen und Zimmer in Mehrfamilienhäusern), welche aufgrund einer gesetzlichen 
Vorschrift bzw. einer entsprechenden Baubewilligung von Ortsansässigen genutzt 
werden müssen.  

4 Als Wohnungen für die in der Region tätigen Personen gelten Wohnflächen und Un-
terkünfte für Personen, die in Gewerbe- oder Dienstleistungsbetrieben der Region tä-
tig sind oder sich hier zu Ausbildungszwecken aufhalten.  

5 Als Zweitwohnungen gelten alle übrigen nicht der Kategorie von Abs. 2 - 4 angehö-
renden Wohnflächen, welche aufgrund einer entsprechenden Baubewilligung unein-
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geschränkt auch von Personen ohne zivilrechtlichen Wohnsitz in der Gemeinde ge-
nutzt werden dürfen.  

6 Als Grossbauprojekte gelten Bauprojekte mit einem Zweitwohnungsanteil über 1'000 
m2 BGF.  

Angaben im Baugesuch Art.  25b 

1 Haupt- und Zweitwohnungen sind im Baugesuch sowie in den Baugesuchsplänen 
unmissverständlich als solche zu bezeichnen, und das für die Überbauung bean-
spruchte Zweitwohnungskontingent ist im Baugesuch anzugeben.  

2.7.2. Wohnantei le  

Grundsatz und Ausnahmen Art.  26 

1 Bei Neubauten (inkl. Auskernung, Ersatzbau und Wiederaufbau) sowie wesentlichen 
Umbauten und Erweiterungen dürfen die im Zonenschema festgelegten Wohnanteile 
(in Prozenten der BGF) ausschliesslich als Wohnraum genutzt werden.  

2 Art. 27 Abs. 2 und Abs. 4 gelten sinngemäss. 

3 Für Bauten im öffentlichen Interesse kann die Baubehörde eine Unterschreitung des 
minimalen Wohnanteils bewilligen. Dies gilt insbesondere auch für Hotelbetriebe so-
wie andere Bauten von lokaler volkswirtschaftlicher oder kultureller Bedeutung. 

Sicherung Art.  26a 

1 Die Zweckbestimmung der Wohnräume ist durch Auflagen in der Baubewilligung si-
cherzustellen und mit deren Rechtskraft im Grundbuch anzumerken ("Verpflichtung 
zur Wohnnutzung [Art. 26 BauG]").  

2.7.3 Hauptwohnungsantei le  

Grundsatz und Berechnung Art.  27 

1 In folgenden Fällen dürfen die im Zonenschema festgelegten Anteile (in Prozenten 
der BGF) ausschliesslich als Hauptwohnungen genutzt werden:  
- bei Neubauten inkl. Auskernung, Ersatzbau und Wiederaufbau,  
-  bei der Umnutzung von Produktions- und Dienstleistungsflächen in Wohnflächen, 
-  bei jeder Erweiterung von Zweitwohnungen,  
-  bei wesentlichen Umbauten und wesentlichen Erweiterungen von altrechtlichen 

Wohnungen.  

2 Wesentlich ist eine Erweiterung bzw. ein Umbau gemäss Abs. 1 Al. 4,  
-  wenn die Erweiterung 10% der vorbestehenden Fläche (BGF) der betreffenden 

Wohnung übersteigt, oder  
-  wenn der (über den Unterhalt und die Erneuerung hinausgehende) wertvermeh-

rende Anteil der Investitionen abzüglich die wertvermehrenden energetischen Op-
timierungen 20% des vor dem Umbau bestehenden Neuwerts überschreitet. Die 
wertvermehrenden Investitionsvolumen werden zusammengerechnet, wenn die 
Umbaumassnahmen innerhalb von 10 Jahren gestaffelt erfolgen.  

3 Bei Bauten mit nur einer Wohnung ist die ganze Wohnfläche als Hauptwohnung zu 
nutzen. Der Hauptwohnungsanteil muss, sofern so viel Bruttogeschossfläche vor-
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handen ist, mindestens eine Wohnung mit einer Bruttogeschossfläche von 80 m2 er-
geben.  

4 Werden mehrere Bauten auf dem gleichen oder direkt angrenzenden Grundstücken 
neu erstellt, so kann die Hauptwohnungsverpflichtung in einer oder einzelnen Bauten 
erfüllt werden. Die Hauptwohnungen müssen vor oder spätestens gleichzeitig mit 
den Zweitwohnungen erstellt werden. Derartige Zusammenfassungen der Haupt-
wohnungsverpflichtung sind im Grundbuch anzumerken. 

5 Bei Gebäuden mit mehreren Wohnungen wird die BGF - welche das Total der Brut-
towohnfläche aller Wohnungen übersteigt - den einzelnen Wohnungen im Verhältnis 
von deren Bruttowohnfläche zugerechnet.  

6 Als Produktions- und Dienstleistungsflächen genutzte Raumeinheiten werden im 
Rahmen der Hauptwohnungsanteilsregelung wie Hauptwohnungen behandelt. 

Unwesentl iche Umbauten Art.  27a 

1  Zeigt sich nach der Bauausführung, dass der in Art. 27 Abs. 2 Al 2 BauG erwähnte 
Grenzwert für wesentliche Umbauten entgegen den Angaben im Baugesuch über-
schritten wurde, so wird ein nachträgliches Baubewilligungsverfahren durchgeführt.  

2 Auf die nachträgliche Festsetzung der durch die Überschreitung verursachten 
Hauptwohnungsverpflichtung wird verzichtet, wenn das Umbauvorhaben im ur-
sprünglichen Baugesuch unter Beilage eines ausführlichen (in jenem Verfahren von 
der Baubehörde nicht zu prüfenden) Baubeschriebs und Kostenvoranschlags detail-
liert umschrieben wurde und letzterer keine Fehler enthält, die der Baugesuchsteller 
bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit hätte erkennen müssen.   

Nutzungsverpfl ichtung und Ausnahmen Art.  28 

1 Hauptwohnungen sind als solche (Art. 25a Abs. 3) oder als Wohnungen für die in der 
Region tätigen Personen (Art. 25a Abs. 4) zu nutzen. Werden derartige Wohnungen 
nicht vom ortsansässigen Eigentümer genutzt, sind sie gegen angemessenes Ent-
gelt Ortsansässigen oder in der Region tätigen Personen zur Verfügung zu stellen. 

2 Bei Personalunterkünften sind Leerstände im üblichen Rahmen zulässig.  

3 Bedeutet die Einhaltung dieser Nutzungsverpflichtung infolge veränderter Verhältnis-
se (Tod, Krankheit, Scheidung, Stellenverlust und dergleichen) eine unverhältnis-
mässige Härte, kann die Baubehörde dem Eigentümer zum Selbstgebrauch auf eine 
angemessene Zeitdauer die Zweitwohnungsnutzung gestatten.  

4 Steht eine Wohnung seit mindestens 20 Jahren im Eigentum derselben Familie (inkl. 
Erbgang durch Ehegatten und Nachkommen in gerader Linie), so ist diesem Perso-
nenkreis die Zweitwohnungsnutzung zum Selbstgebrauch trotz Hauptwohnungsver-
pflichtung unbefristet gestattet, und zwar unabhängig vom Zeitpunkt, in welchem die 
Hauptwohnungsverpflichtung begründet wurde.   

5 Werden geschützte, schützenswerte oder erhaltenswerte altrechtliche Gebäude (Art. 
78 - 80) wesentlich umgebaut (Art. 27 Abs. 2), so kann auf die Einhaltung des mini-
malen Hauptwohnungsanteils gegen Entrichtung einer Ersatzabgabe verzichtet wer-
den, wenn aufgrund eines Gutachtens der Denkmalpflege oder des Bauberaters 
feststeht, dass die Schaffung mehrerer Wohneinheiten mit dem Schutzziel nicht ver-
einbar ist. Grundlage bildet immer ein historisch zusammengehörender Gebäude-
komplex, und zwar unabhängig allfälliger durch das Gebäude verlaufender Parzel-
lengrenzen. Die Ersatzabgabe beträgt 20% des Neuwertes gemäss amtlicher Schät-
zung nach Abschluss der Bauarbeiten.  
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Beschränkung der Umnutzungsmöglichkeiten Art.  29  

1 Wird der minimale Hauptwohnungsanteil freiwillig überschritten, ist eine spätere Um-
nutzung in Zweitwohnungen bis zu der im Zonenschema erwähnten Hauptwoh-
nungsquote zulässig. Wurde die Hauptwohnung nach dem 28. Oktober 2010 bewil-
ligt, ist eine solche Umnutzung frühestens 20 Jahre nach effektiver Nutzung als 
Hauptwohnung zulässig.  

 
2 Die Umnutzung bedarf eines entsprechenden Kontingents sowie der Zustimmung all 

jener Eigentümer, deren Hauptwohnungen für das Erreichen der Quote erforderlich 
sind.  

 

Sicherung Art.  30 

1 Die Zweckbestimmung der Hauptwohnungen sowie die Beschränkung der Umnut-
zungsmöglichkeit in eine Zweitwohnung sind durch Auflagen in der Baubewilligung 
sicherzustellen und mit deren Rechtskraft im Grundbuch anzumerken ("Hauptwoh-
nungsverpflichtung [Art. 28 f. BauG]" oder "Hauptwohnungsverpflichtung auf … m2, 
zurzeit Nutzung als Gewerbefläche [Art. 27 Abs. 6, Art. 28 f. BauG]"). 

2 Bestehen bei Hauptwohnungen bezüglich Wohnsitz bzw. Wohnsitznahme begründe-
te Zweifel, haben die Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigten den Lebensmittelpunkt 
der Nutzer nachzuweisen. Gelingt dieser Nachweis nicht, müssen diese Wohnungen 
Personen zur Verfügung gestellt werden, welche diese Voraussetzung nachgewie-
senermassen erfüllen.     

2.7.4. Kontingentierung des Zweitwohnungsbaus  

Zweck und Gegenstand der Kontingentierung Art.  31 

1 Im Interesse einer geordneten, nachhaltigen Entwicklung und mit Rücksicht auf die 
begrenzten Baulandreserven wird der Zweitwohnungsbau im Baugebiet kontingen-
tiert. 

2 Der Kontingentierung unterliegen alle Zweitwohnungen, welche zufolge Neubau, 
Wiederaufbau, Umbau und Erweiterung sowie durch Umnutzung der nicht der Kon-
tingentierung unterliegenden Flächen (Abs. 3) geschaffen werden.  

3 Nicht der Kontingentierung unterliegen:  

a) Hauptwohnungen, inklusive deren Nutzung als Wohnung für die in der Region tä-
tigen Personen;  

b) Hotelgewerbe-, andere Produktions- und Dienstleistungsflächen.  

4 Von der Kontingentierung sind befreit: 

a) Die Zuführung von altrechtlichen Wohnungen zur Zweitwohnungsnutzung.  

b) Bei Umbau und Erneuerung von Wohnbauten sowie bei Wiederaufbau von zer-
störten oder abgebrochenen Wohnbauten, die Wohnflächen der bis dahin beste-
henden altrechtlichen Wohnungen und Zweitwohnungen. 

c) Einmalige Erweiterungen von altrechtlichen Wohnungen bis maximal 50 m2 BGF. 
Bei Erweiterungen über 50 m2 ist die gesamte Erweiterung kontingentspflichtig.  
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Jahreskontingent pro Bauherrschaft  Art.  32 

1 Ortsansässige können zur Mitfinanzierung eines Eigenheims (Hauptwohnung) ein-
malig ein zeitlich privilegiertes Jahreskontingent von 130 m2 BGF beanspruchen. 
Voraussetzung ist, dass die privilegierte Zweitwohnung maximal 130 m2 BGF gross 
ist und dass der Veräusserungsgewinn bzw. der Erlös aus Vermietung nachweislich 
(unter Ausschluss von Umgehungsgeschäften) vollumfänglich für die Finanzierung 
bzw. Vergünstigung dieses Eigenheims verwendet wird. 

2 Pro Jahr kann Grossbauprojekten (Art. 25a Abs. 6) insgesamt ein privilegiertes Jah-
reskontingent von maximal 600 m2 BGF zugewiesen werden.   

3 In allen übrigen Fällen beträgt das Jahreskontingent jeweils maximal 300 m2 BGF.   

4  Bei Totalunternehmerverpflichtungen, Generalunternehmerverpflichtungen oder Ver-
pflichtungen mit ähnlicher Tragweite wird ein Kontingentsbezug im vollen Umfang 
sowohl der Bauherrschaft als auch dem Total- bzw. dem Generalunternehmer zuge-
rechnet.  

Jahreskontingent der Gemeinde - Zuweisung an einzelne Bauherrschaften
 Art.  33 

1 Das in der Gemeinde insgesamt verfügbare Jahreskontingent beträgt 1'600 m2 BGF.  

2 Im aktuellen Jahr können folgende Kontingente zugeteilt werden:  
- ein allfälliges Restkontingent aus dem Vorjahr, 
- das aktuelle Jahreskontingent (Absatz 1) abzüglich allfälliger Vorbezüge aus dem 

Vorjahr sowie  
- Vorbezüge zulasten des Folgejahrs (Art. 35). 
 

3 Die zur Verfügung stehenden Kontingente werden - soweit ausreichend - den einzel-
nen Bauherrschaften in folgender Reihenfolge bzw. in folgendem Umfang zugewie-
sen:  

a)  Am 1. Januar werden den bis zum Ende des Vorjahres eingegangenen Gesu-
chen folgende Kontingente zugewiesen:  

aa) Dem 'ältesten' Grossbauprojekt (Art. 25a Abs. 6) wird ein Kontingent von 
maximal 600 m2 BGF zugewiesen. Benötigt das älteste Grossbauprojekt ein 
letztes Kontingent von weniger als 600 m2 BGF, so wird der Rest dem 
nächstfolgenden Grossbauprojekt zugewiesen.  

bb) Den zwei 'ältesten' Nicht-Grossbauprojekten (inkl. Umnutzungen) werden in 
der Eingangsreihenfolge je ein Kontingent von maximal 300 m2 BGF je 
Bauherrschaft zugewiesen.  

cc) Den privilegierten Eigenheimprojekten (Art. 32 Abs. 1) wird in der Eingangs-
reihenfolge ein Kontingent von maximal je 130 m2 BGF je Bauherrschaft 
zugewiesen. 

b)  Die anschliessend noch verfügbaren Kontingente werden den noch nicht be-
rücksichtigten Bauherrschaften in der Eingangsreihenfolge (aus dem Vorjahr 
bzw. im laufenden Jahr) zugewiesen, und zwar maximal je 300 m2 BGF (Gross-
bauprojekte, Nicht-Grossbauprojekte, Umnutzungen). Eine zusätzliche Zuwei-
sung unter diesem Titel erhält auch ein gemäss lit. a/aa Satz 2 bereits berück-
sichtigtes Grossbauprojekt, wobei dessen Gesamtzuweisung 600 m2 BGF nicht 
übersteigen darf.  
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Einschränkungen für Grossbauprojekte und Umnutzungen Art.  34 

1  Für ein Grossbauprojekt besteht kein Anspruch darauf, nacheinander mehr als ein 
Kontingent von insgesamt 1'800 m2 BGF zu erhalten. Sind weitere Gesuche für 
Grossbauprojekte hängig, so kann die Baubehörde nach Zuteilung dieser 1'800 m2 
BGF unabhängig vom Gesuchseingang des ersten Grossbauprojekts die Kontingen-
te ganz oder teilweise einem später eingereichten Grossbauprojekt zuteilen. Die 
Baubehörde berücksichtigt dabei insbesondere folgende Kriterien:  
- Ermöglichung zweckmässiger Bauabläufe bei beabsichtigter etappierter Über-

bauung;  
- Qualität der Projekte;  
- ausgewogene Verteilung der Kontingente unter die verschiedenen Bauherrschaf-

ten. 

2 Für Umnutzungen, welche ein Kontingent benötigen (Art. 31 Abs. 2), kann das Privi-
leg für Grossbauprojekte (Art. 32 Abs. 2) nicht beansprucht werden. Überdies be-
steht kein Anspruch darauf, nacheinander mehr als ein Kontingent von insgesamt 
900 m2 BGF zu erhalten; Absatz 1 gilt betreffend spätere Nicht-Grossbauprojekte 
sinngemäss.   

Vorbezüge Art.  35 

1 Die im Folgejahr gemäss Art. 33 Abs. 3 voraussehbar zuzuweisenden Kontingente 
können bereits im aktuellen Jahr als Vorbezug zugewiesen und die Baufreigabe 
kann bereits im aktuellen Jahr erteilt werden, wenn ein Projekt  
- Anspruch auf ein Kontingent im laufenden Jahr hat, und  
- nach dem Vorbezug zulasten des Folgejahrs keine weiteren Kontingente benötigt 

oder der Vorbezug bei einem Grossbauprojekt eine sinnvolle Etappierung ermög-
licht. 

Verfahren und Baufreigabe Art.  36 

1 Die Zuweisung der Kontingente erfolgt im Rahmen der Baubewilligung oder mittels 
separater Verfügung. Die Gemeinde kann einzelne Zuweisungen ausnahmsweise 
publizieren.   

2 An demselben Datum der Gemeindekanzlei oder der Post (massgebend Poststem-
pel) übergebene Baugesuche gelten als gleichzeitig eingereicht. Reicht das Kontin-
gent für die betreffenden Zweitwohnungen nicht aus, entscheidet das Los über die 
Rangfolge. Die Verlosung erfolgt durch den Gemeindepräsidenten oder seinen Stell-
vertreter im Beisein der Bauherrschaften. 

3 Die Baufreigabe wird erst erteilt, wenn die Bauherrschaft zusammen mit den Quoten 
(und dem Vorbezug gemäss Art. 35) der darauf folgenden Jahre über das für die 
Überbauung bzw. für die Etappe beanspruchte Kontingent verfügt. 

4 Für längstens vier Jahre seit Erteilung der Baubewilligung können - soweit mit dem 
übergeordneten Recht vereinbar - voraussehbare Zuweisungen definitiv vorgenom-
men und der in diesem Zeitraum voraussehbare Zeitpunkt der Baufreigabe kann de-
finitiv verfügt werden. 

5 Ist die Baufreigabe innerhalb von vier Jahren seit Erteilung der Baubewilligung nicht 
sicher voraussehbar, so wird die Baubewilligung mit folgenden Einschränkungen 
gleichwohl erteilt: 

- Die Baufreigabe wird zurückgestellt. Sie erfolgt mit separater Verfügung, wenn die 
Bauherrschaft zusammen mit den Quoten der darauf folgenden Jahre über das 
für die Überbauung bzw. für die Etappe beanspruchte Kontingent verfügt. 
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- Die Baubewilligung wird unter dem Vorbehalt erteilt, dass das Baugesuch an ver-
schärfte Vorschriften bezüglich Sicherheitspolizei, Energieeinsparungen und 
Lärmschutz angepasst werden muss, falls zwischen Baubewilligungserteilung und 
(aufgeschobener) Baufreigabe tatsächlich mehr als vier Jahre liegen.  

6 Im Fall von Abs. 5 Al. 2 setzt die Baubehörde der Bauherrschaft Frist, um ein Ge-
such für eine entsprechende Projektanpassung bzw. -änderung einzureichen mit der 
Androhung, dass Baubewilligung und Kontingent sonst verfallen. 

7  Die einjährige Frist für den Baubeginn gemäss Art. 91 Abs. 2 KRG beginnt ab dem 
Zeitpunkt der Baufreigabe (zulässiger Baubeginn) zu laufen. 

Mangelhafte Gesuche Art.  37 

1 Ein Baugesuch, welches wegen wesentlicher Unvollständigkeit, wesentlicher Verlet-
zung gesetzlicher Vorschriften oder aus anderen Gründen auch mit den üblichen 
Nebenbestimmungen nicht bewilligungsfähig ist, bleibt bei der Kontingentszuweisung 
unberücksichtigt. Für die Eingangsreihenfolge ist diesfalls der Wegfall des entspre-
chenden Hindernisses bzw. der Eingang des überarbeiteten oder ergänzten Ge-
suchs massgebend. 

 2 Gesuche für Bauvorhaben, deren Realisierung innert der Frist gemäss Art. 39 als 
ausgeschlossen erscheint (Gesuche auf Vorrat), bleiben bei der Kontingentszuwei-
sung unberücksichtigt.  

Projektänderungen Art.  38 

1 Jede Art von Projektänderungen vor oder nach Mitteilung des Baubescheids führt zu 
einer Neueinreihung des gesamten Projekts; massgebend ist der Eingang des Pro-
jektänderungsgesuchs.  

2 Von diesem Grundsatz kann abgewichen werden,  
-  bei Erweiterungen oder geringfügigen Projektänderungen, welche jeweils nicht 

kontingentsrelevant sind,  
- bei Änderungen in der Aufteilung von Haupt- und Zweitwohnungen, wenn dadurch 

die kontingentspflichtige Fläche nicht erweitert wird,  
- wenn zwischen Baubewilligungserteilung und Baufreigabe mindestens fünf Jahre 

liegen und das abgeänderte Projekt in qualitativer und quantitativer Hinsicht dem 
bewilligten entspricht,  

- wenn aufgrund einer Projektänderung wesentliche, im öffentlichen Interesse lie-
gende Verbesserungen erreicht werden können, oder  

- bei Projektanpassungen gemäss Art. 36 Abs. 5 Al. 2. 

Verfal l  der Kontingente Art.  39 

1 Wird ein rechtskräftig bewilligtes, der Kontingentierung unterliegendes Bauvorhaben 
nicht innerhalb von zwölf Monaten seit möglichem Baubeginn oder lediglich pro for-
ma in Angriff genommen, verfällt das Kontingent für die betreffende Bauherrschaft. 

2 Wird gegen die Baubewilligung ein Rechtsmittel ohne aufschiebende Wirkung ergrif-
fen, beginnt die Frist nicht vor rechtskräftigem Abschluss dieses Rechtsmittelverfah-
rens.  

3 Der Verfall wird in einer anfechtbaren Verfügung festgestellt.  
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Baugesuche von Baugesellschaften und jur ist ischen Personen Art.  40 

1 Werden Bauherrschaft oder Überbauung lediglich zur Umgehung der Kontingentsre-
gelung (Erlangung eines grösseren bzw. zusätzlichen Kontingents) aufgeteilt, so 
werden die betreffenden Bauherrschaften bzw. Überbauungen als Einheit behandelt.  

2 Mit den Baugesuchen sind der Gemeinde - soweit möglich - die Namen und Adres-
sen der an der Bauherrschaft (Baugesellschaft, juristische Person) wirtschaftlich tat-
sächlich berechtigten Personen (Gesellschafter, Aktionäre, Fiduzianten) und ihre Be-
teiligungen bekannt zu geben, soweit deren Anteil 10% übersteigt. Die Gemeinde 
kann weitergehende Angaben verlangen.  

3 Bauherrschaften, an welchen nach Köpfen oder nach wirtschaftlicher Berechtigung 
dieselben Mitglieder insgesamt zu mindestens 50% beteiligt sind, werden wie eine 
einzige Gesellschaft behandelt. 

4 Ist eine einzelne Person an mehreren Bauherrschaften zu jeweils mehr als 25% wirt-
schaftlich berechtigt, so werden diese ebenfalls wie eine einzige Gesellschaft be-
handelt.  

Übersicht über die verfügbaren Kontingente  Art.  41 

1 Die Baubehörde führt laufend eine aktuelle Übersicht über die nachgesuchten, zu-
gewiesenen und die noch nicht freigegebenen Kontingente.  

2 Diese Übersicht steht jedermann zur Einsicht offen.  

Ausnahmen für projektbezogene Nutzungsplanungen  Art.  42 

1 Sofern die Kontingente gemäss Art. 33 nicht ausreichen, kann die Gemeindever-
sammlung im Rahmen von projektbezogenen Nutzungsplanungen im überwiegen-
den öffentlichen und volkswirtschaftlichen Interesse liegende Bauvorhaben teilweise 
oder ganz von der Kontingentierung befreien. 

Art.  43  

Aufgehoben  

3. Zonenvorschrif ten  

3.1 Regelbauweise  

Regelbauweise und Abweichungen Art.  44  

1 Das Mass der Nutzung  sowie die Grenz- und Gebäudeabstände richten sich nach 
dem Zonenschema (Regelbauweise).  

2 Das Zonenschema bestimmt ferner den zulässigen Störungsgrad von Betrieben, die 
Empfindlichkeitsstufen sowie die minimalen Wohn- und Hauptwohnungsanteile. 

3 Liegt ein Grundstück in verschiedenen Bauzonen, sind die Zonenvorschriften in jeder 
Zone für die dort gelegenen Gebäudeteile einzuhalten. Im Übrigen gelten die Vor-
schriften jener Zone, in welcher der grössere Teil des Gebäudes liegt.  
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4 Im Quartierplan können, wenn damit ein haushälterischer Umgang mit dem Boden 
bei guter Wohn- und Gestaltungsqualität erreicht wird, folgende Abweichungen von 
der zonengemässen Regelbauweise festgelegt werden: 

- Die Grenz- und Gebäudeabstände können - mit Ausnahme gegenüber Nachbar-
grundstücken ausserhalb des Quartierplangebiets - nach architektonischen Krite-
rien frei bestimmt werden.  

- Die Gebäudelängen und der Zusammenbau mehrerer Baukörper können nach 
architektonischen Kriterien frei bestimmt werden.  

- Die Gebäude- und Firsthöhe darf bei gegliederten Bauten für jeden Baukörper 
separat ermittelt werden, ohne dass die Voraussetzung in Art. 49 Abs. 4 Satz 2 
erfüllt ist.  

-  Drängt sich aus gestalterischen Gründen eine Terrainveränderung auf, kann die 
Berechnung der Gebäude- und Firsthöhen ab neuem Terrain vorgeschrieben 
werden. 

 

Zonenschema Art.  45 

( letzte Seite) 

 

Ausnützungsziffer Art.  46 

1 Die Ausnützungsziffer (AZ) ist die Verhältniszahl zwischen der anrechenbaren  Brut-
togeschossfläche (BGF) der Gebäude und der anrechenbaren Landfläche (LF). Sie 
wird berechnet: 

  BGF 
AZ = ------- 
   LF 

 

 Die massgebenden AZ sind im Zonenschema festgelegt. Die maximale AZ darf bei 
Neubauten, wesentlichen Umbauten und Erweiterungen nicht überschritten werden. 

2 Als anrechenbare Bruttogeschossfläche gilt die Summe aller oberirdischen Ge-
schossflächen im Aussenmass in Haupt-, An- und Nebenbauten einschliesslich Au-
ssen- und Innentreppen, Laubengängen und Zwischengeschossen mit Ausnahme 
des Mehrmasses von Aussenmauern mit Wandstärken über 30 cm. 

3 Im Dachgeschoss sind ohne Rücksicht auf die Nutzung Raumteile anzurechnen, de-
ren lichte Durchgangshöhe 1,60 m überschreitet. 

4 In Geschossen, die nicht vollständig über dem gewachsenen oder abgegrabenen 
Boden liegen, sind Raumteile ohne Rücksicht auf die Nutzung anzurechnen, die 
mehr als 1,60 m (UK Decke) über das gewachsene oder abgegrabene Terrain hin-
ausragen. Für die 1.60 m aus dem gewachsenen oder abgegrabenen Terrain her-
ausragenden Fassadenteile wird in jedem Fall eine Teilfläche mit einer Raumtiefe 
von 4 m angerechnet, es sei denn, die effektive Raumtiefe sei geringer; diesfalls ist 
die effektive Raumtiefe massgebend. 

5 Bei Geschossen mit einer Höhe von über 4,30 m wird pro 2,70 m Geschosshöhe ein 
Geschoss berechnet und die dazugehörige Bruttogeschossfläche ermittelt. 
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6 Nicht angerechnet werden: 

- Nicht gewerblichen Zwecken dienende Garagen. 

-  Angebaute Holzschöpfe, Gartenhäuschen für Gartengeräte, Kleintierställe und 
dgl. 

-  Offene ein- und vorspringende Balkone, sofern sie nicht als Laubengänge dienen. 

-  Pro unbeheizten Windfang werden 6 m2 nicht angerechnet. 

-  Wintergärten, deren Grundfläche 10 % der Bruttogeschossfläche der dazugehö-
renden Wohneinheit nicht überschreiten, werden zu 50 % angerechnet. Als Win-
tergärten gelten verglaste, der Fassade vorgelagerte, nicht beheizbare Pufferzo-
nen. 

7 Als anrechenbare Landfläche gilt die zusammenhängende Fläche der von der Bau-
eingabe erfassten baulich noch nicht ausgenützten Grundstücke oder Grund-
stücksteile in der Bauzone, abzüglich Wald, Gewässer sowie den im Generellen Er-
schliessungsplan oder in einem Quartierplan über Landabzüge ausgeschiedenen 
Strassen- und Trottoirflächen 

… 

Gebäude- und Firsthöhe Art.  49 

1 Als Gebäudehöhe gilt das Mittel aller Gebäudehauptecken, gemessen vom gewach-
senen Boden bis zum Schnittpunkt der Fassade mit der Dacheindeckung. Bei Pult-
dächern ist für die oberen Messpunkte eine horizontale Fläche massgebend, welche 
durch die Schnittpunkte der Fassade mit der Traufseite definiert wird. Bei Abgrabun-
gen ist die Gebäudehöhe vom neu gestalteten Terrain aus zu messen. Ist im Zonen-
plan ein Bezugspunkt bzw. -niveau festgelegt, so wird die Gebäudehöhe auf der 
ganzen Parzelle ab dieser Höhe gemessen. 

2 Die Firsthöhe ist die Höhe über der zulässigen Gebäudehöhe bis zum höchstgelege-
nen Punkt der Dacheindeckung. 

3 Bei Hauptbauten in Hanglage darf die Gebäudehöhe auf der Talseite die zulässige 
Maximalhöhe nicht mehr als 3 m übersteigen. Als Bauten an Hanglage gelten Ge-
bäude oder, bei gegliederten Bauten, Gebäudekörper, die vollständig an einem Hang 
mit einer durchschnittlichen Neigung von mindestens 25 % liegen. 

4 Bei gegliederten Bauten wird die Gebäude- und Firsthöhe für jeden Baukörper ermit-
telt. Als Gliederung gilt nur ein Vor- oder Rücksprung von mindestens 3 m, der vom 
Terrain bis zum Dach reicht. 

… 

Kernzone Art.  53 

1 Die Kernzone ist für Wohnbauten, Dienstleistungsbetriebe und für mässig störende 
Produktionsbetriebe bestimmt. 

2 In der Kernzone ist die bestehende Siedlungsstruktur und Bauweise zu erhalten und 
zu ergänzen. Wo Baugestaltungslinien fehlen, sind bei Neubauten und Umbauten 
die bestehenden Baufluchten beizubehalten. Die maximalen Gebäude- und Firsthö-
hen sowie Dachformen richten sich nach den umliegenden Bauten. Soweit umlie-
gende Bauten keine Abweichungen zulassen oder verlangen, sind die Zonenvor-
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schriften gemäss Zonenschema einzuhalten. Ein Anspruch auf diese Baumasse be-
steht nicht. 

3 Wesentliche Veränderungen bestehender Strassenzüge, von Plätzen und Hofräu-
men werden nur im Rahmen von Quartiergestaltungsplänen zugelassen. Die ortsüb-
lichen Gebäude- und Firsthöhen sowie Gebäudevolumen sind auch bei Quartierpla-
nungen zu beachten. 

Wohnzone Art.  54 

1 Die Wohnzone ist für die Erstellung von Wohnbauten bestimmt. 

2 Nicht störende Produktions- und Dienstleistungsbetriebe sind zulässig.  

Gewerbe- und Wohnzone Art.  55 

1 Die Gewerbe- und Wohnzone ist für Produktions- und Dienstleistungsbetriebe sowie 
für Wohnungen bestimmt. 

2 Gewerberaum darf nur verbunden mit Wohnraum erstellt werden und 80% der zu-
lässigen Bruttogeschossfläche nicht übersteigen. Bestehender Wohnraum wird be-
rücksichtigt.  

Gewerbezone Art.  56 

1 Die Gewerbezone ist nur für Produktions- und Dienstleistungsbetriebe bestimmt. Es 
dürfen nur mässig störende Betriebe im Sinne von Art. 24 Abs. 2 Ziff. 2 errichtet 
werden. 

2 In der Gewerbezone Cho d' Punt sind Hangars und Abfertigungsgebäude für Flug-
körper (Flächenflugzeuge, Helikopter etc.) nicht zulässig. 

3 20% der zulässigen BGF pro Betriebskomplex darf als Wohnraum genutzt werden.  

Hotel- und Wohnzone Bernina Art.  56a 

1 Die Hotel- und Wohnzone Bernina gliedert sich gemäss Zonenplan in einen Hotelbereich 
mit dem bestehenden historischen Hotel sowie einen Wohn- und Hotelbereich. 

2 Der Hotelbereich ist bestimmt für Hotels mit hoteltypischen Service- und Dienstleistun-
gen inklusive Gaststätten, Garni-Hotel sowie den dazugehörigen Bauten und Anlagen 
wie Wellnessanlagen und Autoeinstellhalle. Aparthotels sind nicht zulässig. Personalun-
terkünfte für das Hotel sowie mit der Hotelnutzung zusammenhängende Dienstleistungs- 
und Gewerbebetriebe sind zulässig.  

3 Der Wohn- und Hotelbereich ist bestimmt für gastgewerbliche Bauten und Anlagen, wel-
che das historische Hotel ergänzen, sowie Bauten gemäss Art. 54 (Wohnzone).  

4 Im Wohn- und Hotelbereich sind oberirdische Gebäude nur innerhalb der im Gestal-
tungsplan ausgeschiedenen Baufenster zulässig. An Stelle der Gebäude- und Firsthö-
hen gelten folgende im Gestaltungsplan für verschiedene Baufenster differenziert festge-
legten Gesamtbauhöhen in m.ü.M., welche - mit Ausnahme einer Brüstung im Baufen-
ster A - von keinem Punkt der Dachkonstruktion überschritten werden dürfen:  
- Baufenster A  1'709.30 m.ü.M.  
- Baufenster B  1'721.00 m.ü.M. 
- Baufenster C  schräge Fläche, definiert durch die vier im Gestaltungsplan ein-

getragenen Eckpunkte Pt.1 1'727.035; Pt.2 1'721.485; Pt.3 
1'721.00; Pt.4 1'721.00 m.ü.M.).  
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5 Ausserhalb der Baufenster im Wohn- und Hotelbereich dürfen zum Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes sowie zur Gliederung des Siedlungsgebietes keine oberirdischen 
Parkplätze und keine oberirdischen Gebäude erstellt werden. Ausgenommen sind - so-
fern mit diesen Zielen vereinbar - eingeschossige Kleinbauten wie Gartenhäuschen, Ge-
räteschuppen oder entsprechende Baukörper, welche dem Hotel oder unterirdischen 
Bauten dienen. Zulässig ist insbesondere auch eine allfällige Tiefgarageneinfahrt mit da-
zugehöriger Strasse.  

… 

Finanzierung der öffentl ichen Erschl iessungsanlagen Art.  92 

1 Die Grundeigentümer beteiligen sich an den Auslagen der Gemeinde für die Er-
schliessung mittels Grundeigentümerbeiträgen, Anschluss- und Benützungsgebüh-
ren. 

2 Grundeigentümerbeiträge werden erhoben (a) für Verkehrsanlagen der Grob- und 
Feinerschliessung, (b) für Versorgungsanlagen der Feinerschliessung in den Bauzo-
nen sowie (c) für Versorgungsanlagen aller Erschliessungsstufen, die zur Erschlie-
ssung von Bauten ausserhalb der Bauzone realisiert werden müssen. Vorausset-
zung ist, dass den Grundeigentümern aus der Erstellung, Änderung oder Erneue-
rung solcher Anlagen ein wirtschaftlicher Sondervorteil erwächst. 

3 Zur Deckung aller nicht durch Beiträge finanzierter Kosten von Versorgungsanlagen 
der Grund-, Grob- und Feinerschliessung werden Anschlussgebühren und wieder-
kehrende Gebühren (Grundgebühren, Mengengebühren) erhoben. Vorbehalten 
bleibt Art. 60a Abs. 2 GSchG. 

4 Zur Deckung der Kosten der Abfallbewirtschaftung werden Mengengebühren und 
jährlich wiederkehrende Grundgebühren erhoben. 

… 

3.2. Ordentl iche Anschluss- und Feuerschutzgebühren 

Berechnung Art.  95 

1 Die einmaligen Anschlussgebühren werden auf Grund des Neuwertes gemäss amtli-
cher Schätzung einschliesslich der jeweiligen Teuerungszuschläge berechnet. 
Massgeblich für die Veranlagung ist der auf den Zeitpunkt des Anschlusses der Lie-
genschaft ermittelte Wert. 

2 Erhöht sich der Neuwert durch nachträgliche bauliche Veränderungen (Anbau, Um-
bau, Abbruch und Wiederaufbau etc.) um mehr als 10%, ist eine dem gesamten 
Mehrwert entsprechende Nachzahlung zu leisten (Neuwert aktueller Zustand ./. auf-
indexierter Neuwert vorheriger Zustand). 

3 Bei baulichen Veränderungen für Energiesparmassnahmen (Dach- / Fassadenisola-
tion) werden die Gebühren erlassen. 

… 

Übergangsrecht zur Hotel- und Wohnzone Bernina (Revision 2010) 105a  

1 In der Hotel- und Wohnzone Bernina (Art. 56a) ist der Neubau von Zweitwohnungen nur 
unter folgenden Voraussetzungen zulässig:  

a) Wenn vorgängig oder spätestens gleichzeitig das ganze historische Hotel Bernina 
zeitgemäss saniert wird. 
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b) Wenn zugleich die mit Baubescheid vom 1. Mai 2007 im historischen Hotel (gestützt 
auf Art. 32 Abs. 5 BauG-2005) rechtskräftig bewilligte Zweitwohnungsfläche von 
1'175.58 m2 BGF vollumfänglich in den Wohn- und Hotelbereich verschoben wird.  

 Für die zu verschiebende, bereits bewilligte Zweitwohnungsfläche (1'175.58 m2 BGF) 
ist kein neues Zweitwohnungskontingent erforderlich. Die durch das Verschieben im 
Hotelbereich neu entstehende Hotelfläche darf an den Hauptwohnungsanteil im 
Wohn- und Hotelbereich angerechnet werden.  

2. Sollte die Baubewilligung vom 1. Mai 2007 ungenutzt erlöschen (Art. 91 Abs. 2 KRG), so 
entfällt lit. b.   

Übergangsrecht zur Revision 2010  Art.  105b 

1 Die gestützt auf aArt. 42 BauG-1996 sowie aArt. 27 und 28 BauG-2005 verfügten 
Hauptwohnungsverpflichtungen (Nutzungsverpflichtungen) gelten fort, und zwar ent-
sprechend den Modalitäten in Art. 28 und 29.  

2 Die bei Inkrafttreten der Revision getätigten Vorbezüge für Grossbauprojekte (aArt. 
33 Abs. 2 Al. 1, aArt. 40 Abs. 3 BauG-2005) werden wie Vorbezüge gemäss Art. 35 
Abs. 1 i.V.m. Art. 33 Abs. 3 lit. a/aa behandelt. 

3 Das Gesetz über den sozialen Wohnungsbau und die Verbesserung der Wohnver-
hältnisse in der Gemeinde Samedan vom 22.10.1996 wird aufgehoben. 

4 Die bis zu dieser Revision aus der Ersatzabgabe für die Befreiung von der Haupt-
wohnungsverpflichtung geäufneten Mittel (aArt. 31 BauG-2005) können noch bis En-
de 2020 vom Gemeindevorstand für die Förderung des Hauptwohnungsbaus bzw. 
des Hauptwohnungserwerbs in der Gemeinde, für touristische Infrastrukturanlagen 
oder für die Ergänzung von Leistungen des Kantons, welche dieser gestützt auf die 
Gesetzgebung über den sozialen Wohnungsbau erbringt, eingesetzt werden. Auf die 
Ausrichtung dieser Mittel besteht kein Rechtsanspruch. Die Ende 2020 noch vorhan-
denen Mittel fallen in die allgemeine Staatskasse. 

 

 

Also beschlossen an der Gemeindeversammlung vom ……………… 

Der Präsident      Der Aktuar 

 

 

Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss vom ................... (Protokoll Nr............) 

Namens der Regierung: 

 

Der Präsident      Der Kanzleidirektor 
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